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Anlage zur Stellungnahme der Stadt vom 11.09.2025 

Kurzinformation zum Planungsablauf der Planaufstellung des Bebauungsplans 

Nr. 5-14 „Kapellenweg“ 

1. Planungsablauf: 

1.1. Aufstellungsbeschluss 

Der Bebauungsplan 5-14 „Kapellenweg“ in Otze wurde ursprünglich aufgestellt, um auf 

einer innerörtlichen Freifläche zusätzliche Wohnbebauung sowie eine denkbare mögliche 

Erweiterung eines bestehenden forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebs planungs-

rechtlich abzusichern.  

Der Aufstellungsbeschluss wurde mittels Sitzungsvorlage BV 2021 1736 vom 13.09.2021 

in der Sitzung des Ortsrates Otze (nachfolgend ORO abgekürzt) am 23.09.2021 behan-

delt. 

1.2. Vorentwurf 

Das beabsichtigte Nebeneinander von 

forstwirtschaftlicher und Wohnnutzung ließ 

die Festsetzung eines dörflichen Wohnge-

biets MDW gemäß § 5a BauNVO sinnvoll 

erscheinen, in welchen auch weitere Nut-

zungen wie „Anlagen für örtliche Verwal-

tungen sowie für kirchliche, kulturelle, sozi-

ale, gesundheitliche und sportliche Zwecke“ 

zu den möglichen allgemein zulässigen Nut-

zungen im Plangebiet zählen. 

Entsprechend wurde der Vorentwurf des 

Bebauungsplans ausgearbeitet und mittels 

Sitzungsvorlage BV 2022 0184 vom 

22.04.2022 nach fristgemäßer Ladung und 

fristgemäßer Übersendung der Planunterla-

gen in der Sitzung des ORO am 12.05.2022 

behandelt (https://www.burgdorf-

ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=46734). 

 
Planzeichnung Vorentwurf 

1.3. Entwurf 

Nach den frühzeitigen Beteiligungsverfahren auf Basis des Vorentwurfs und im Verlauf 

der Anfertigung der Entwurfsfassung für den Bebauungsplan wurden dann Überlegungen 

entwickelt, im Plangebiet eine Kindertagesstätte („Anlage für soziale Zwecke“ gemäß 

§ 5a Abs. 2 Nr. 8 BauNVO) zu errichten. Konkret war von einer 3-gruppigen KiTa für den 

Otzer Bedarf die Rede. Seitens der Verwaltung wurde daher geprüft, ob eine solche Nut-

zung im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf das Plangebiet und die Umgebung konfliktfrei 

möglich wäre, und es wurde geprüft, ob und welche Festsetzungen des Vorentwurfs zur 

Entwurfsfassung hin dementsprechend überarbeitet werden müssten. 

Diese Prüfung wird unten in Kapitel 2. näher beschrieben. 

Dem Ergebnis der Prüfung entsprechend wurde die Planung überarbeitet und mittels Sit-

zungsvorlage BV 2023 0553 vom 04.08.2023 nach fristgemäßer Ladung und Übersen-

dung der Planunterlagen eine Woche später in einer Sondersitzung des ORO am 

22.08.2023 behandelt (www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=52745). 

Da in den ursprünglichen Planunterlagen die Lage einer möglichen Schallschutzwand auf-

grund eines Missverständnisses falsch eingezeichnet war, wurde die korrigierte Plan-

https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=46734
https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=46734
http://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=52745


Kurzinformation zum Planungsablauf Seite 2 

zeichnung mittels Ergänzungsvorlage BV 2023 0553/1 vom 17.08.2023 nachgereicht. Auf 

eine mögliche Errichtung einer KiTa im Plangebiet hat diese Korrektur aber keinen Ein-

fluss. 

 
Entwurf mit falscher … 

 
… und mit korrekter Lage der Schallschutzwand. 

 

Im Verlauf dieser Sondersitzung des Ortsrates Otze am 22.08.2023 wurden sämtliche 

Änderungen im Vergleich zwischen Vorentwurf und Entwurf ausführlich vorgestellt und 

auch mit der anwesenden Bevölkerung diskutiert. In der Sitzung (entsprechendes Proto-

koll siehe Verlinkung oben) und im anschließenden Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 

BauGB (siehe https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/si0057.php?__ksinr=7178, TOP 12, 

Datei 04 Stellungnahmen Abwägung) erfolgten entsprechenden Äußerungen der Bevölke-

rung, auf die hier ausdrücklich verweisen werden soll. 

1.4. Satzung 

Nach Abschluss der Beteiligungsverfahren nach den §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

wurde der Satzungsbeschluss mittels Sitzungsvorlage BV 2023 0650 vom 08.11.2023 

nach fristgemäßer Ladung und fristgemäßer Übersendung der Planunterlagen in der Sit-

zung des ORO am 23.11.2023 behandelt (https://www.burgdorf-

ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=53663). 

 

2. Einzelheiten der Prüfung einer möglichen KiTa im Plangebiet 

2.1. Schritt 1: Prüfung möglicher Auswirkungen 

Verkehrsmenge: 

In einem ersten Schritt wurden die etwaigen verkehrlichen Auswirkungen einer mögli-

chen 3-gruppigen KiTa abgeschätzt. Hierfür wurde hilfsweise eine bestehende Verkehrs-

untersuchung für eine 5-gruppige Kita aus dem Jahr 2016 herangezogen (Gutachten im 

Rahmen des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan 0-66 „An den Hecken“), und 

die damaligen Erkenntnisse wurden auf die geplante 3-gruppige KiTa für Otze übertra-

gen. Im Ergebnis wurde eine Verkehrsentstehung von ca. 50 Kfz in der Spitzenstunde 

und 200 Kfz am Tag abgeschätzt. 

Dies ist auch in der Begründung zum Bebauungsplan in Kapitel 12.1, vorletzter Absatz, 

so wiedergegeben. Die im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für die geplante 

https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/si0057.php?__ksinr=7178
https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/getfile.php?id=88818&type=do
https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=53663
https://www.burgdorf-ratsinfo.de/bi/to0050.php?__ktonr=53663
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KiTa beauftragte Verkehrsuntersuchung der Fa. SHP vom 15.05.2025 bestätigt diese 

Werte (59 Kfz in der Spitzenstunde und 226 Kfz am Tag – allerdings bei einer 4-

gruppigen KiTa; bei einer dem Planverfahren zugrundeliegenden 3-gruppigen KiTa lägen 

die Zahlen folglich niedriger). 

Leistungsfähigkeit des Kapellenwegs: 

Dann wurde geprüft, ob diese zusätzliche Verkehrsbelastung auf dem Kapellenweg ab-

sehbar ohne Schwierigkeiten abgewickelt werden könnte. Der Querschnitt der Fahrbahn 

ist mit knapp 4m zwar sehr schmal. Es existiert aber auf der Süd- bzw. Ostseite ein etwa 

2,3m breiter Randstreifen, der bei Begegnungsfällen weitgehend mitgenutzt werden kann 

bzw. wird. Hierzu ist festzuhalten, dass gemäß RAST 06 ein solcher Querschnitt eine Leis-

tungsfähigkeit von etwa 400 Kfz in der Spitzenstunde hat (bzw. 4.000 Kfz am Tag). Und 

nach EAE 85/95 (die zwar keine Gültigkeit mehr hat, aber dennoch zur Absicherung 

hilfsweise herangezogen wurde) handelte es sich hierbei um einen üblichen Fahrbahn-

querschnitt für eine dörfliche Anliegerstraße mit einer Leistungsfähigkeit von ebenfalls 

400 Kfz in der Spitzenstunde (bzw. 4.000 Kfz am Tag). Allerdings wurde die tatsächlich 

bestehende Verkehrsbelastung des Kapellenwegs im Zuge der Planaufstellung nicht er-

mittelt. Der Grund hierfür ist, dass der Kapellenweg ganz offensichtlich nicht ansatzweise 

einer Belastung von 400 Kfz in der Spitzenstunde (bzw. 4.000 Kfz am Tag) ausgesetzt ist 

(zum Vergleich: Über eine Verkehrsstärke von etwa 4.000 Kfz am Tag verfügt in Otze 

allein die Burgdorfer Straße als die am stärksten belastete Straße in Otze; der Kapellen-

weg ist deutlich weniger belastet, weswegen seine Verkehrsbelastung deutlich darunter 

liegen musste). 

Diese Überlegungen sind in der Begründung zum Bebauungsplan nicht im Detail wieder-

gegeben. Allerdings bestätigt die o.g. Verkehrsuntersuchung der Fa. SHP vom 

15.05.2025 diese Überlegungen (Zählung Kapellenweg am 06.05.2025: 87 Kfz in der 

Spitzenstunde, nach gängiger Umrechnung bedeutet das eine tägliche Gesamtbelastung 

von deutlich unter 1.000 Kfz am Tag). 

Lärmimmissionen: 

Zuletzt wurde geprüft, ob aufgrund der zusätzlichen Kfz-Verkehre Konflikte im Hinblick 

auf resultierende Lärmemissionen entstehen könnten. Auch hierfür wurden hilfsweise 

entsprechende Untersuchungen für eine 5-gruppige Kita aus dem Jahr 2016 herangezo-

gen (Gutachten im Rahmen des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan 0-66 „An 

den Hecken“). Die seinerzeit für den Bebauungsplan Nr. 0-66 ermittelte Lärmbelastung 

bezog sich auf (mindestens) 20 Stellplätze für die KiTa auf dem KiTa-Gelände, 85 Kfz in 

der Spitzenstunde, im Durchschnitt mindestens 18 m entfernt liegende Immissionsorte 

und das Schutzniveau der Immissionsorte eines allgemeinen Wohngebiets WA. Im Er-

gebnis blieben die Immissionen seinerzeit sehr deutlich unter den zulässigen Grenzwer-

ten. Auch wenn vorliegend am Kapellenweg die Immissionsorte etwa 2 Meter näher gele-

gen sind als im genannten Gutachten, war vor dem Hintergrund der seinerzeit für das 

Plangebiet 0-66 ermittelten Werte davon auszugehen, dass die Kfz-Verkehre für eine 3-

gruppige KiTa keine Überschreitung der für ein WA geltenden Lärmwerte verursachen 

bzw. diese nicht einmal ansatzweise erreichen würden.  

Auch dies ist in der Begründung zum Bebauungsplan nicht im Detail wiedergegeben. Die 

Verwaltung ist aber überzeugt, dass eine entsprechende schalltechnische Untersuchung 

die zuvor beschriebenen Annahmen bestätigen würde (wie auch schon im Fall des Ver-

kehrsgutachtens). 

Fazit: 

(Zumindest) eine 3-gruppige KiTa verursacht absehbar keine nennenswerten oder keine 

nicht zu bewältigenden Konflikte. Weitere und vertiefte Untersuchungen als Beleg dieser 
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Einschätzung erfolgten deswegen nicht, auch weil bis zum Satzungsbeschluss völlig un-

klar war, ob die KiTa tatsächlich realisiert werden soll. Über die oben beschriebene Gro-

babschätzung möglicher Konflikte und deren Bewältigung hinausgehende und daher 

möglicherweise erforderlich werdende Prüfungen sollten dann im nachgelagerten Bauge-

nehmigungsverfahren durch die Bauordnungsabteilung erfolgen. 

In der Begründung zum Bebauungsplan ist zwar lediglich die Abschätzung der Verkehrs-

menge in Kapitel 12.1, vorletzter Absatz, wiedergegeben. Die Abschätzung der Leistungs-

fähigkeit des Kapellenwegs (hierzu siehe auch weiter unten 2.3) und die Abschätzung der 

Lärmimmissionen auf die Umgebung münden dagegen lediglich in die zusammenfassende 

Aussage in Kapitel 7.1 „die Kindertagesstätte … erzeugt nur gebietstypischen Verkehr“. 

Mit dieser inhaltlich korrekten Aussage sind somit die Konsequenzen der zuvor beschrie-

benen ausführlicheren Prüfung auf Basis der abgeschätzten geringen Verkehrserzeugung 

durch die KiTa wiedergegeben worden, allerdings nicht die ausführliche Herleitung des 

Prüfergebnisses. 

Da aber im Beteiligungsverfahren keine Stellungnahmen zu diesen Themen eingegangen 

sind (abgesehen zum Thema „Verkehrssicherheit bzw. Fahrgeschwindigkeit“, das hier 

aber verkehrsrechtliche Aspekte betrifft, die im Rahmen eines Bebauungsplans nicht ge-

regelt werden können), wurde keine Notwendigkeit gesehen, die vorstehend dargestell-

ten Überlegungen in die schriftliche Begründung aufzunehmen. Wenngleich es ggf. im 

Nachhinein zur Klarstellung wünschenswert erscheint, dass diese Erwägungen sich auch 

in der Begründung wiederfinden, so folgt daraus aber kein rechtlicher Fehler. 

2.2. Schritt 2: Anpassung der Festsetzungen 

Nachdem die Verwaltung also zu der Einschätzung gelangt war, dass eine mögliche 3-

gruppige KiTa für Otze fachlich (d.h. nach Abschätzung möglicher negativer Auswirkun-

gen) im Plangebiet umsetzbar ist, wurde geprüft, ob und welche Festlegungen aus dem 

Vorentwurf zum Entwurf hin für eine mögliche Realisierung einer KiTa zu ändern bzw. zu 

ergänzen wären. 

Die zulässige Art der baulichen Nutzung ließ – wie eingangs beschrieben – bereits im 

Vorentwurf „Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke“ zu und war daher nicht zu ändern. 

In Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung wurde die bereits zum Vorentwurf be-

stehende Ausnahmeregelung für land- und forstwirtschaftliche Gebäude hinsichtlich einer 

Überschreitung der zulässigen Trauf- und Firsthöhe auch auf kulturell und sozial genutzte 

Gebäude ausgedehnt. Hintergrund hierfür war, dass in einer KiTa eventuell größerer 

Raumhöhen im Vergleich zu normaler Wohnbebauung erforderlich werden könnten. Dies 

ist so auch in der Begründung in Kapitel 7.2 beschrieben. Ein anderer Grund (der zwar 

nicht in der Begründung steht, aber auch irgendwie naheliegend wäre) könnte sein, dass 

die in der Begründung beschriebene Gruppenanzahl von 3 Gruppen nur ermöglicht wer-

den kann oder die erforderliche Freifläche pro Kind nur erreicht werden kann, wenn ein-

zelne untergeordnete Räume in einer Art Dachgeschoss angeordnet werden. 

Exkurs: Bedeutung einer ausnahmsweisen Zulässigkeit: 

Konkret kann gemäß B-Plan eine Überschreitung der festgesetzte Traufhöhe (4,50 m) ausnahms-

weise um maximal 2 Meter und der festgesetzte Firsthöhe (8,5 m) ausnahmsweise um maximal 

einen Meter zugelassen werden. 

Die Überschreitung der ansonsten regulären Begrenzung der Höhen kann also nur als Ausnahme im 

Sinne des § 31 Abs 1 BauGB zugelassen werden. 

Das bedeutet, dass hier eine Ermessensentscheidung durch die zuständige Baugenehmigungsbe-

hörde vorgenommen werden muss. Bei der Frage, wie das Ermessen auszuüben ist, hilft ein Blick 

in die Begründung: Neben dem bereits oben beschriebenen Anlass für eine mögliche Überschrei-

tung ist bei der Ausübung des Ermessens aber auch das grundsätzliche Planungsziel zu beachten 
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(ebenfalls der Begründung zu entnehmen: Ortsbildangepasste Bebauung, auch im Hinblick auf die 

Höhe). 

Insofern bedeutet die Formulierung der Ausnahmemöglichkeit im Bebauungsplan nicht zwangsläu-

fig, dass automatisch eine höhere Traufhöhe gilt (sonst wäre es ja keine Ausnahme, sondern die 

Regel). 

Die größte Änderung zwischen Vorentwurf und Entwurf erfolgte im Hinblick auf die fest-

gesetzten überbaubaren Flächen: Während die anderen Änderungen das Vorhaben 

einer KiTa lediglich erleichterten, so war die Änderung der überbaubaren Flächen für die 

Errichtung einer KiTa zwingend erforderlich. Konkret wurden die bislang vielen, aber sehr 

eng umgrenzten überbaubaren Flächen in eine einzige größere umgewandelt (siehe Ab-

bildung in 1.2 im Vergleich zu 1.3), nicht nur um ein entsprechendes Gebäude mit den 

erforderlichen Abmessungen für eine KiTa-Nutzung zu ermöglichen, sondern auch um ein 

solches Gebäude flexibler positionieren zu können. Konkret war z.B. seitens der Verwal-

tung dem Investor gegenüber angeregt worden, mit dem nördlich angrenzenden Nach-

barn einen Grundstückstausch zu erörtern, um einen günstigeren Zuschnitt einer mögli-

chen KiTa-Fläche und eine größere Anzahl der absehbar erforderlichen Einstellplätze zu 

erreichen (ausführlicher siehe 2.3). Diese Anregung basierte auf der Einschätzung, dass 

die größte fachliche Herausforderung bei der Anordnung einer Kita im vorgesehenen Be-

reich nicht unbedingt in der zusätzlichen Kfz-Verkehrsstärke im Kapellenweg liegt, son-

dern vielmehr darin, die Zufahrt zum Grundstück zu organisieren bzw. eine geeignete 

Anordnung und ausreichende Anzahl von Stellplätzen (auf dem Grundstück! Nicht im 

Straßenraum!) sicher zu stellen. Die Empfehlung der Verwaltung war daher, so schnell 

wie möglich ein entsprechendes (Erschließungs-)Konzept zu entwickeln, welches sinn-

vollerweise mit einem architektonischem Grobkonzept kombiniert werden müsste. 

Eine weitere Änderung der Festsetzungen aus dem Vorentwurf zum Entwurf hin war die 

Umwandlung einer bis dahin vorgesehenen privaten Grünfläche in eine nicht überbau-

bare Fläche mit Pflanzgebot im Bauland (mögliches KiTa-Außengelände; im Falle einer 

Nicht-Realisierung der KiTa hätte diese Fläche aufgrund der formulierten Bestimmungen 

im Pflanzgebot dieselbe Qualität wie die ursprünglich vorgesehene private Grünfläche). 

 

2.3. Planungsalternativen und Schlussfolgerung 

(Auch) aus den Sitzungsprotokol-

len der einzelnen Ortsratssitzun-

gen geht hervor, dass die Errich-

tung einer KiTa keineswegs zwin-

gend absehbar und konkret ge-

plant war. 

 

Zudem legt der Bebauungsplan 

weder die Lage noch die Erschlie-

ßung einer KiTa konkret fest. 

Denkbar (und auch seitens der 

Verwaltung dem Investor gegen-

über kommuniziert, s.o.) wäre 

auch ein Grundstückstausch mit 

dem nördlich gelegenen Nachbarn 

gewesen, um die Erschließungs-

zone der KiTa flächenmäßig zu 

maximieren. 

 

Zwar geht aus der Begründung des Bebauungsplans hervor, dass eine mögliche KiTa vom 

Kapellenweg aus erschlossen werden soll. Ebenfalls denkbar (zwar wenig realistisch, aber 
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auch nicht ausgeschlossen) wäre aber auch eine Erschließung über die Burgdorfer Straße 

gewesen, was ebenfalls im Rahmen der Festsetzungen des Bebauungsplans möglich wä-

re: 

  

Diese möglichen Planungs- und Erschließungsalternativen haben durchaus Eingang in die 

Planung, aber deswegen keinen Eingang in die Begründung des B-Plans gefunden, weil 

die Planungen des Investors für eine KiTa zu keinem Zeitpunkt bis zum Satzungsbe-

schluss hinreichend konkretisiert waren. Bis zuletzt (also bis zum Satzungsbeschluss) 

hatte die Stadtplanungsabteilung keine Kenntnis darüber, ob die in Rede stehende 3-

gruppige KiTa tatsächlich realisiert werden soll. Der Bebauungsplan sollte lediglich die 

Möglichkeit absichern, eine solche gegebenenfalls zu errichten. Daher ist in der Begrün-

dung stets vermerkt, dass die KiTa „ggf.“ geplant ist. 

Aus diesem Grund konnte auf Ebene des Bebauungsplans nur eine grobe Vorprüfung er-

folgen. Nicht alle möglichen Konflikte konnten in ausreichender Schärfe erkannt und be-

nannt werden. Da aber – wie unmittelbar zuvor dargelegt – Planungsalternativen (eben-

falls nur grob und für eine ausführliche Behandlung in der Planbegründung viel zu skiz-

zenhaft angedacht) für die Lösung etwaiger Konflikte bestanden, die allesamt im Rahmen 

der getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplans umsetzbar wären, konnten über die 

vorgenommenen und weiter oben beschriebenen Prüfungen hinausgehende Detailprüfun-

gen für eine mögliche 3-gruppige KiTa aus Sicht der Verwaltung getrost auf die Ebene 

des Baugenehmigungsverfahrens verlagert werden. 

Überdies verhindert § 15 BauNVO (im Einzelfall gegebene Unzulässigkeit einer ansonsten 

zulässigen Nutzung), dass im Plangebiet Nutzungen realisiert werden, die der Eigenart 

des Baugebiets widersprechen oder zu unzumutbaren Belästigungen führen. 


